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Die Unwahrheiten des demokratischen Aufrufs. 

Die Demokratie hat in den öffentlichen Blättern einen Wahl- 
aufruf erlaſſen, in welchem ſie die Wähler Stettins zur Wahl des 
Konſuls Müller auffordert. Wir finden dies ganz in der Ordnung 
und würden kein Wort darüber verlieren, wenn der Aufruf ſich in 
den Schranken der Wahrheit hielte und ſich nicht berbeilleße die 
gröbſten Unwahrheiten zu veröffentlichen, um dadurch die Bürger 
Stettins irre zu leiten. Es muß unſere Aufgabe ſeln dieſe Un- 
wahrdeiten nachzuweiſen und dadurch die Vorſpiegelungen unſerer 
demokratiſchen Partei zu entlarven. Die folgenden Zeilen ſollen 
dieſem Zwecke dienen. Wir können dabei um jo offener und unpartei⸗ 
licher zu Werke gehen, als wir ſelbſt weder zu der Partel des Kon- 
ſuls Müller noch zu der des Redakteurs Michaelis gehören, und 
in vielen Punkten der inneren Verfaſſungsfragen zu ihren prinzl⸗ 
piellen Gegnern zählen. 

Die demokratiſche Partei Stettins hebt an dem Herrn Konſul 
Müller eine Reihe von Eigenſchaften hervor, um derenkwillen fie 
ihm die Stimme gebe und ihn dem Herrn Redakteur Michaelis 
vorziehe; fie behauptet alſo, daß der Herr Michaelis dieſe Eigen- 
ſchaften nicht oder doch in geringerm Grade beſiße und macht die⸗ 
ſem daraus einen Vorwurf, weshalb ſie ihn nicht wähle. Prüfen 
wir alſo die einzelnen Eigenſchaften, welche die demokratiſche Partel 
an Müller rühmt, an Michaelis tadelt. 

Müller, ſagt ſie, ſei ein Mann von anerkannter Ehrenhaftig⸗ 
keit und Charakterfeſtigkeit, Herr Michaelis nicht. Das iſt die erſte 
Unwahrheit des demokratiſchen Wahlaufrufes. Herr Michaelis hat 
ſich in den letzten Sitzungen als ein durchaus unabhängiger und 
f fefter Charakter gezeigt, der feinen Weg und feine klar durchdachte 
| Ueberzeugung trotz des Geſchreies ſeiner beſchränkten politiſchen 

Freunde in der Provinz unbeirrt verfolgt und ausgeſprochen hat. 

Herr Müller, deſſen Ehrenhaftigkeit wir durchaus anerkennen, Hat 
keine Probe ſolcher Charakterfeſtigkeit gegeben. Er hat ſeine Va⸗ 
terſtadt verlaſſen, 
die Stelle bel einer bekannten Handelsgeſellſchaft nicht angenommen, 
obwohl er deshalb nach Berlin gezogen war; er hat die Stelle als 
Direktor bei der Diskont - Geſellſchaft und als Stadtrath Berlins 
abgelehnt, well feine Geſundhett zu geſchwächt ſei und Schonung 
bedürfe und bewirbt ſich doch um die Stelle eines Abgeordneten 
zum norddeutſchen Reichstage, obwohl dieſe Stellung ungleich an- 
ſtrengender und aufreibender iſt. Wir finden hier keine Probe von 
Charakterfeſtigkeit, welche Herrn Müller den Vorzug vor Herrn 
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Die Demoteatie behauptet ferner, die Thätigkeit und Arbeits- 

kraft des Herrn Müller in parlamentariſchen Verſammlungen 

ſei erprobt, die des Herrn Michaelis weniger. Auch das iſt 

eine wiſſentliche Unwahrheit. Das Verdienſt des Herrn Müller in 

unſerm Abgeordnetenhauſe beſchränkt ſich darauf, daß er geſchwiegen 

hat, wo Herr Michaelis redete, daß er in Kommiſſtonen nur wenig 

thätig geweſen iſt, und ſoviel wir wiſſen, nur einmal zu Gunſten 

des Herrn Reichenheim in Schleſien das Wort ergriffen hat. Da- 

gegen iſt Herr Michaelis bekanntlich in vielen Kommiſſionen thätig 

geweſen, und haben ſelbſt ſeine Gegner die Arbeitskraft deſſelben 

anerkannt. Sind die Herren welche den demokratiſchen Wahlauf⸗ 

ruf unterzeichnet haben, jo wenig über die Vorgänge im Abgeord⸗ 

netenhauſe unterrichtet, daß fie dies nicht wiſſen, oder wünſchen fie 

Stettin durch einen möglichſt ſchweigſamen Abgeordneten vertreten 
zu ſehen? 

Der demokratiſche Aufruf behauptet ferner, Herr Müller ſei 
eine Autorität in Handelsſachen, Herr Michaelis dagegen nicht. 
Aber in Wahrheit kennt Jedermann wohl die Autorität der „Na- 
tionalzeitung“ in Handels ſachen, deren Redakteur Herr Michaelis 
iſt, wogegen von einer Autorität des Herrn Müller nichts bekannt 
iſt. Oder hat Herr Müller ſein Licht nur unter den Scheffel ge- 
ſtellt und feine Autorität im Geheimen durch beharrliches Schwei⸗ 
gen begründet? Wir bitten die Unterzeichner jenes Aufrufes uns 
doch die Schriften namhaft zu machen, durch welche Herr Müller 
feine Autorität begründet hat. Oder beziehen fie ſich auf die 
Briefe des Herrn Müller an ſeine Wähler, über deren Urſprung 
bekanntlich gewiſſe Gerüchte umlaufen? 

Der demokratiſche Aufruf behauptet ferner, in allen Fragen 
im Abgeordnetenhauſe ſel die Stimme des Herrn Müller von Ge- 
wicht geweſen, die des Herrn Michaelis nicht. Nun, da 350 Ab- 
geordnete im Abgeordnetenhauſe find, fo hat die Stimme des Herrn 
Müller ſtets Yz,, Gewicht gehabt, das wiſſen wir alle, ſoviel wiegt 
jede andere Stimme auch. Aber mehr hat auch die des Herrn 
Müller nie gewogen, oder meinen die Unterzeichner des Aufrufe, 
Herr Müller habe durch die Beredſamkeit feines Schweigens die 
Stimmen der andern Abgeordneten beeinflußt? Die Herren ſollten 
ſich doch mit ſolchen Phraſen billiger Weiſe nicht vor ihren Mit- 
bürgern lächerlich machen. Daß Herr Michaelis einen bedeutenden 
Einfluß auf die Stimmen der anderen Abgeordneten ausgeübt hat, 
das weiß außer jenen Unterzeichnern Jedermann, während von dem 
Einfluße des Herrn Müller nur die Phantaſie der Herren Unter⸗ 
zeichner zu erzählen weiß. 

Der demokratiſche Aufruf erzählt uns endlich von der innigen 
Liebe, mit der Herr Müller an ſeiner Vaterſtadt Stettin hängt, 
Herr Michaelis natürlich nicht. Nun freilich, das iſt rührend und 
wird gewiß auf die Arbeiter einen tiefen Eindruck machen. Dieſe 
Behauptung können wir auch nicht widerlegen, da wir nicht dem 
Herrn Müller ins Herz ſchauen können. Die Liebe laſſen wir da⸗ 
ber gelten; nur Schade, daß ſeine Groſchen, welche er in Stettin 
erworben, nicht auch von feiner Liebe ergriffen find, und den Weg 
nach Stettin zurücknehmen, von wo ſie gekommen ſind, nur Schade, 
daß Herr Müller es vorzieht, ſein in Stettin erworbenes 
Vermögen fern von der Heimath zu verzehren. In unſern Augen 
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obwohl er an ihr mit Liebe hängen ſoll; er hat 


er 


Abendblatt. 


nimmt dieſer kleine Umſtand feiner rührenden Liebe allen Werth 
und wir fürchten, daß dies auch in den Augen vieler Anderer der 
Fall ſein dürfte. 


Deutſchland. 

A Berlin, 10. Februar. Die Konferenz der norddeulſchen 
Bundesſtaaten hat vorgeſtern ihren materiellen und geſtern auch den 
formellen Abſchluß gefunden. Durch das Zuſammentreffen des 
Schluſſes der Bundeskonferenzen und des preußiſchen Landtags war 
allerdings reiche Veranlaſſung geboten zu einem erfreulichen Rück⸗ 
blick in der Thronrede auf die politiſchen Ereigniſſe der jüngſten 
Vergangenheit. Die glückliche Erledigung aller weſentlichen Auf- 
gaben der Konferenz legt nicht nur ein ehrendes Zeugniß für die 
Geſchicklichkeit unſerer leitenden Staatsmänner, ſondern auch für 


das Gewicht des preußiſchen Staates ab, ohne welches eine Ver⸗ 


mittlerrolle zwiſchen ſo vielfach auseinandergehenden Intereſſen wohl 
ſchwerlich den erzielten Erfolg hätte haben können. — Die Thron- 
rede, kurz und gedrängt in der Form, aber reichen Inhalts und 
viele wichtige Dokumente der ſegensreichen Entwickelung des preu- 
ßiſchen Staatslebens umfaſſend, entſpricht dem Charakter des Mon- 
archen ſowohl, deſſen Auffaſſung ſie kundgiebt, wie auch dem 
Charakter der ereignißrelchen und verheißungsvollen politiſchen Si⸗ 
tuation. — Als ein Zeichen der Zeit und der veränderten Ver⸗ 
hältniſſe gegen früher darf auch die allerdings berechtigte Hinwei- 
jung auf den Präsidenten des Abgeordnetenhauſes in der Schluß⸗ 
rede hervorgehoben werden, auf die in den wichtigſten Fragen 
erzielte Uebereinſtimmung aller drei geſetzgebenden Faktoren. Man 
muß gerechter Weſſe anerkennen, daß auch das Herrenhaus zur 
glücklichen Löſung der Aufgaben dieſer Seſſlon bereitwilligſt die 
Hand geboten hat. — Von Hannover wird gemeldet, daß der 
Reglerungs-Rath Bredow nach Erledigung ſeiner Miſſion, einer 
Umwandelung der dortigen Domänenverwaltung nach altpreußiſchen 
Prinzipien, von dort wieder abgereiſt ſei. Der weſentliche Inhalt 
dieſer Nachricht findet allerdings hier ſeine Beſtätigung. — Unter 
dem Titel: „Vermittelungs-Vorſchläge zur Reform der hannover⸗ 
ſchen Verwaltung“ iſt in H ver (wenn ich nicht irre Plahn'ſche 
Buchhandlung) ein beachtenswerthes Schriftchen erſchlenen, welches 
ſehr eingehend und mit vieler Sachkenntniß die dortigen Verwal- 
tungs -Verhältniſſe beſpricht. Es wird darin eine Umwandelung 

ſchem Muſter für nöthig gehalten, weil 
thältnißmäßig die Arbeitskraft zu 
utend koſtſpieliger ſei als die preu- 


ſehr zerſplittern würde und 6 
ßiſche Verwaltungs -Einrich 
Wahlen nach einem neuen Modus kommen noch verſchiedene Zwei⸗ 
fel zur Sprache. Die Frage z. B., ob das Wahlrecht durch einen 
dabei begangenen Formfehler für dieſe Wahl verloren gehe? iſt da- 
hin entſchleden worden, daß in ſolchem Falle unter Beobachtung 
der geſetzlichen Vorſchriften, alſo auch innerhalb der beſtimmten 
Zeit unter Berichtigung des Formfehlers die Wahlſtimme nochmals 
abgegeben werden kann. — Der Minifter des Innern hat auch 
eine ſtatiſtiſche Erhebung über die Vorgänge und Ergebniſſe der 
Wahl, namentlich aber die Zahl der Stimmberechtigten eines Wahl- 
kreiſes und Bezirkes, über die abgegebenen Stimmen und die 
Stimm-Vertheilung angeordnet. — Das Bureau der Central-Aus⸗ 
ſtellungs-Kommiſſion iſt bereits nach Paris abgereift.. — Zum Ge- 
ſandten in Petersburg iſt Prinz Reuß, in München Freiherr von 
Werthern, in Dresden Herr v. Eichmann, in Stuttgart Herr von 
Roſenberg ernannt worden. 

— Der Miniſterpräſident Graf Bismarck ging am Freitag, 
nach Aufhebung der Tafel im Königlichen Palals, in das Hotel 
Royal, begrüßte im Auftrage des Königs die hier zu einem Ab- 
ſchieds - Diner verſammelten Bevollmächtigten des norddeutſchen 
Bundes und brachte ein Hoch aus auf die deutſchen Fürſten, die 
freien Städte und auf das deutſche Volk. Wie wir hören, wur⸗ 
den während des Diners folgende Toaſte ausgebracht: von dem 
ſächſiſchen Miniſter von Frieſen auf den Geheimrath von Savigny, 
den gewandten und umſichtigen Leiter der Verhandlungen, vom 
Geheimrath v. Savigny auf den Segen des Werkes ihrer Hände; 
vom ſächſiſchen Miniſter v. Frieſen auf das gegenſeltige Vertrauen, 
das dem Werke nur Gedeihen und Segen verleihen könne; von 
dem heſſiſchen Geſandten Hoffmann auf das einige Deutſchland; 
vom mecklenburgiſchen Staatsminiſter v. Oertzen auf den König, 
den Schutz-, Schirmherrn und den Stolz Deutſchlands; vom Ge- 
heimrath v. Savigny auf die norddeutſche Armee. Derſelbe er- 
klärte in Gegenwart des Grafen Bismarck, daß nicht ihm, wie ge- 
jagt, Ehre und Dank gebühre, ſondern dem Miniſterpräſidenten, 
der die Serle des ganzen Werkes geweſen jet, Noch denſelben 
Abend hatte Herr v. Savigny beim König Vortrag. 

— In dem neueſten „Militär-Wochenblatt“ wird vom Krlegs⸗ 
Miniſterium, Abth. für das Invalidenweſen, bekannt gemacht, daß 
Ende Januar c. für das Juvalidenhans zu Berlin 11, für das 
Invalidenhaus zu Stolp keine Veteranen als Expektanten notitt 
waren. 

— In Betreff Sachſens verlautet, Preußen habe mit Rück⸗ 
ſicht auf das dem Könige von Preußen im Krieg und Frieden 
zuſtehende Dielokationsrecht auf das Beſatzungerecht in Dresden 
verzichtet. 

— Im „Stuttgarter Beobachter“ vom 30. v. M. iſt wieder 
das Gerücht von preußiſchen Emiſſären in Lothringen und dem 
Elſaß zum Vorſchein gekommen, und zwar diesmal mit dem Zuſatz, 
daß dieſe Leute dort von der franzöſiſchen Polizei verhaftet und 
ohne alle Umſtände — ohne Prozeß, ohne Urtheil — nach Cayenne 
transportirt worden feien! Es braucht kaum, ſagt die „N. A. Z.“, 
wiederholt zu werden, daß dieſe Mitthellung eine freche Erfindung 
iſt und aus derſelben Quelle ſtammt, wie die Nachrichten ähnlicher 


Art, welche von einem Theile der belgiſchen Preſſe verbreitet wer⸗ 


zeitung. 


Montag, den 11. Februar. 
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den, um die Stimmung der Bevölkerung Frankreichs gegen Preu⸗ 
ßen aufzuregen. 4 

— Der „Staats-Anzeiger" enthält folgenden, vom geftrigen 
Tage datirten Artikel: Nachdem in den letzten Tagen das Ein 
verſtändniß über die von einzelnen Bundes-Negierungen noch offen 4 
gehaltenen Fragen erzielt worden war, hat heute die allſeltige Ger 
nehmigung des dem Reichstage vorzulegenden Verfaſſungsentwurfs 
von Seiten der Vertreter der Bundesſtaaten ſtattgefunden, und iſt 
ſomit die Verfaſſung des norddeuſchen Bundes in ihren Grund⸗ 
zügen ſicher geſtellt. Die einzelnen Regierungen haben bereitwillig 
einen Theil ihrer Sonderrechte auf ein deutſches Gemeinweſen 
übertragen, welches ſeinen Mitgliedern Sicherheit, und dem deut⸗ 
ſchen Volke eine nationale Entwickelung zu verbürgen befähigt fein f 
wird. Die Bundesregierungen haben dies gethan im Vertrauen 
auf die Macht und die beſonnene Feſtigkelt der preußiſchen Neil - 
rung, welche ſowohl der inneren Entwickelung, als der Sicherheit ö 
nach außen eine feſte Unterlage zu gewähren im Stande if. Die 
preußiſche Regierung hat für die ihr zufallende obere Leitung der 
Bundes angelegenheiten nur dasjenige Maß von Rechten bean- 
ſprucht, welches ihr im Intereſſe der Geſammtheit unentbehrlich 
ſchien und die Bundesgenoſſen Preußens haben diefe Rechte in 
dem Vertrauen gewährt, daß dieſe maßhaltende Politik Preußens 
ſich in den Verhandlungen mit dem Reichstage nicht verleugnen 
und das nationale Werk im bundesfreundlichen Wege und zur 
Befriedigung aller Betheiligten zum Ziele führen werde. Die 
Aufgabe der Königlichen Regierung wird es ſein, dieſem Vertrauen 
zu entſprechen. Erfreulich iſt für das zukünftige Gedeihen des 
unternommenen Werkes die Wahrnehmung, daß beſonders in den 
Verhandlungen mit dem Königreich Sachſen auf beiden Seiten der 
Geiſt der Verſöhnung vorgewaltet hat, welcher ſich von den Er 
innerungen an die Zerwürfniſſe der Vergangenheit fret zu halten 
und ſich ausſchließlich den nationalen Aufgaben der Zukunft zum 
wenden weiß. Wir hoffen, daß auch die Verhandlungen des Reichs⸗ 
tages von demſelben Geiſte der Verſöhnung und Mäßigung ge- 
tragen werden, der ſich ſtets bewußt bleibt, daß es ſich, wenn das 
Werk gelingen ſoll, in Zukunft nicht mehr um Eiferſucht und Son⸗ 
derbeſtrebungen der deutſchen Stämme, ſondern um die Verſchmel⸗ 
zung derſelben zu einem deutſchen Gemeinweſen, unter gegenſeitiger 
Achtung und Schonung der Eigentbhümlichkeiten eines jeden der⸗ 
ſelben, handeln darf. Was die Verhandlungen des Reichstages 
betrifft, jo werden fie in derſelben Weiſe und mit derſelben Frei⸗ 
heit. der Oeffentlichkeit anheimfallen, wie diejenigen des preußiſchen 
Landtages, und wird der Erfolg den Beweis liefern, daß die Be⸗ 
trachtungen, welche ein Theil der Preſſe in dleſer Beziehung an 
die Verwerfung des Paur'ſchen Antrages im Herrenhauſe knüpft, 
der trüben Quelle des Parteitreibens ihren Urſprung verdanken. 

Ausland. 

Wien, 8. Februar. (Allg. Oeſt. Corr.) In Frohnsdorf, 
dem ſonſt jo ſtillen Aſyl des Grafen Chambord, ging es am Mon- 
tag, den 4., etwas lebhaft zu. Es wurde nämlich durch den Nun⸗ 
tius, Erzbiſchof Falcinellt, die Trauung zwiſchen Don Carlos, In- 
fant von Spanien und Margarethe, Prinzeſſin von Parma, Schwe⸗ 
ſter des Herzogs von Modena und Nichte des Grafen Chambord 
vollzogen. Der Herr Herzog von Modena, der dieſer hohen Beier 
anwohnte, weilt gegenwärtig in Wien. 

Brüſſel, 8. Februar. Die Arbeiterunruhen in der Gegend 
von Charleroi ſind noch nicht beendigt. Sobald das Militär an 
einem Orte, wo Unruhen ausgebrochen ſind, ankommt, bören ſie 
daſelbſt auf, um gleich an einem anderen Punkte wieder auszubrechen. 
Man befürchtet, daß das noch eine Zeit lang dauern wird. 

Paris, 8. Februar. Das Reglement über die Bezlehun⸗ 
gen des Senats und geſetzgebenden Körpers zum Kaifer und zum 
Staatsrathe, jo wie über die organiſchen Beſtimmungen in Bezug 
auf ihre Arbeiten iſt im „Moniteur“ erſchienen. Das betreffende 
Dekret trägt das Datum des 5. Februar. Eine Beſtimmung von 
Belang, welche nicht ſchon in dem Dekrete vom 19. Januar we⸗ 
ſentlich enthalten wäre, enthält das neue Reglement nicht, wofern 
nicht etwa die Herſtellung der Rednerbühne dafür gelten ſoll. Alle 
Beſtimmungen, die ſich auf die Adreß-Debatte bezogen, find ſelbſt⸗ 
verſtändlich geſtrichen worden. Die neuen Beſtimmungen ſind, um 
das Weſentliche kurz zuſammen zu faſſen, folgende: 1. Anweſenheit 
der Miniſter in der Kammer; 2. Diekuſſton der Geſetze; 3. die 
Herſtellung der Rednerbühne; 4. Zurückgabe des Interpellatlons⸗ 
rechtes. In Bezug auf erſteren Punkt regiſtrirt das neue Regle⸗ 
ment einfach die Artikel des Januar⸗Dekretes. Bet der Diskuſſton 
über die Geſetze iſt eine nicht unwichtige neue Einrichtung die, daß 
das geheime Comité, in welchem die Geſetzentwürfe vor Gelangung 
in die Burcaus der Kammer einer vorherigen ſummariſchen Die- | 
luſſion unterzogen werden, abgeſchafft ift, jo daß die Berathungen, 8 
welche in den Bureaus vor Ernennung der Berichterſtatter ſtatt⸗ 3 
finden, genügen müſſen; das Amendementsrecht iſt nach den Be⸗ 
ſtimmungen des Senatsbeſchluſſes vom 18. Juli 1866 geordnet, 
ſo daß den Deputirten Veränderungen an den Geſetzentwürfen zu 
beantragen erlaubt if. Das Interpellationsrecht iſt jo eng wie 
möglich eingeſchnürt und die betreffenden Beſtimmungen nicht ge⸗ 5 
eignet, große Erwartungen zu rechtfertigen. 

Paris, 8. Februar. Die heutigen Abenbblätter find in 
übler Laune. Die neuen Reglements gefallen ibnen nicht im ge⸗ 
ringſten und ſie ſehen nicht ohne Unruhe den Projekten über die 
Preſſe und das Vereinsrecht entgegen. Was fie jedoch beute be⸗ 
ſonders beſorgt macht, iſt das Rundſchreiben des General-Poſtdirek⸗ 
tors Vandal, das geſtern die „Gazette de France“ brachte und 
worin den Direktoren ſämmtlicher Poſt⸗Bureaux in Frankreich er⸗ 
laubt und befohlen wird, alle bei ihnen ankommenden Briefe 3 
erbrechen, um zu ſehen, ob fi nicht das Schreiben des Grafen 
von Chambord darin befindet. Sie ſehen darin einen Amtem 


WER 
r 


1 
4 


2 . 


1 


n ä — —— — —ñ — — — — ů 
N * var! = * * 972 


BE 


brauch des General-Poſtdirektors, den man um jo übler aufnimmt, 
als derſelbe in der letzten Kammer-Seſſton, wo man ihn fragte, 
ob er dem Polizei-Präfekten Briefe ausliefern würde, wenn auch 
keine gerichtliche Unterſuchung begonnen habe, mit einem kräftigen 
„Nein“ antwortete. Die Oppoſitlonsblätter ſind aber dies Mal 
nicht allein mit Unwillen erfüllt, ſondern auch die ſonſt ſo mode⸗ 
rirte „Preſſe“ ſtimmt in den Ton derſelben ein und verbirgt kel⸗ 
neswegs ihre Entrüſtung darüber, daß jetzt die Gehelmniſſe aller 
Familien jedem beliebigen Poſtbeamten Preis gegeben ſeien! Die 
Poſtbeamten ſelbſt find übrigens nicht minder über die Inftruftion 
ihres höͤchſten Chefs entſetzt und mehrere derſelben haben ſich be- 
reits offen geweigert, feinen Inſtruktionen Folge zu leiſten. Der 
Sturm, den der General-Direktor gegen ſich hervorgerufen, iſt 
übrigens ſo groß, daß er wahrſcheinlich in den Senat wird wan⸗ 
dern müſſen. 

London, 7. Februar. Ein Rechtsanwalt des ZJamaila- 
Comité's, begleitet von John Stuart Mill und P. A. Taylor 
(Parlaments- Mitglied für Leiceſter), als Vertreter der klagenden 
Partei, erſchlen geſtern vor dem Polizeigerichte in Bw Street, um 
Verhaftsbefehle gegen den Lieutenant Brand und den Oberſten 
Neljon unter der Anklage der Ermordung Gordon's zu erwirken; 
da der Richter zuerſt Zeugenbewelſe verlangte, daß die beiden Of⸗ 
ſiziere ſich innerhalb feines Gerichtsbezirkes befänden, fo werden 
die Verhaftsbefehle erſt heute oder in den nächſten Tagen ausge⸗ 
fertigt werden. Des Ex⸗Gouverneurs Eyre wurde noch nicht ge- 
dacht, weil er ſich nicht in dem Gerichtskreiſe von Bow Street 
aufhält, doch hat ſein Rechtsanwalt erklärt, daß er ſich der Unter- 
ſuchung ſtellen werde. Eyre iſt bekanntlich ſonſt ein perſönlich 
ehrenwerther Charakter, was man von Nelſon und Brand wohl 
nicht jo beſtimmt behaupten kann. Was die Hinrichtung Gordons 
betrifft, fo refapituliven wir kurz den Vorgang: Nachdem am 7. 
Oktober die blutigen Ereigniſſe in Morant Bay vorgefallen waren, 
wurde am 13. Oktober über die Grafſchaft Surrey, mit Ausnahme 
der Stadt Kingston, der Belagerungs-Zuftand verhängt. In 
Kingston lebte damals George William Gordon, ein Mitglied der 
Legislatur von Jamaica. Dieſer wurde am 17. Oktober durch 
den Gouverneur Eyre ſelbſt verhaftet und an Bord des Schiffes 
„Wolverine“ gebracht, welches ihn nach Morant Bay, wohl zu 
merken, aus der nicht unter Krlegsrecht ſtehenden Stadt in die 
militäriſche Jurisdiktion herüber beförderte. Hier wurde er vor 
das Kriegsgericht geſtellt, deſſen Präſident der Lieutenant Brand 
und deſſen Beiſitzer Lieutenant Errington und Fähnrich Kelly waren. 
Um die drei jugendlichen Offiziere von ſeiner Mitſchuld an der 
vermeintlichen Verſchwörung zu überzeugen, bedurfte es nicht vieler 
Beweiſe. Brand ſprach das Todesurtheil aus, der Oberſt (oder 
damals zeitweilige Brigadegeneral) Nelſon beſtätigte es und am 
23. Oktober wurde Gordon gehenkt, während inzwiſchen auch die 
Zuſtimmung des Gouverneurs Eyre eingetroffen war. Das Jamalka⸗ 
Comité gründet auf dieſes Faktum gegen Brand, Nelſon und Eyre 
die Anklage des Mordes. 

Madrid, 2. Februar. Die Reglerung beſchäftigt ſich aus⸗ 
ſchließlich mit den bevorſtehenden Wahlen. Sie ſondirt mit der 
größten Vorſicht ihre Kandidaten, erforſcht die politiſchen Antete⸗ 
dentien derſelben und beſeltigt alle Diejenigen, auf welche der ge⸗ 
ringſte Verdacht ruht, daß fie der Regierung nicht blindlings er⸗ 
geben ſein möchten. Die Gouverneure haben Befehl erhalten, alle 
vom Miniſterium nicht genehmigten Kandidaturen mit allen mög- 
lichen Mitteln zu bekämpfen. 

Madrid, 6. Februar. Es ſtellt ſich immer mehr heraus, 
daß die kaum gedämpfte Gährung nicht blos in der Unzufriedenheit 
mit der Regierung zu ſuchen iſt, daß vielmehr der Plan, die bei⸗ 
den Staaten unſerer Halbinſel nach dem Beijpiele Italiens zu ver- 
einigen der Konſpiration zu Grunde lagen, deren Fäden nicht nur 
in beiden Nachbarſtaaten, ſondern auch in Italien zu ſuchen find. 

Athen, 4. Februar. Die Reglerung hat der Kammer einen 
Geſetzentwurf vorgelegt, wonach zwei Panzerfregatten und eine 
Korvette angekauft werden ſollen. Eine Gejepvorlage in Betreff 
der Anerkennung der engliſchen Anleihe vom Jahre 1825 iſt vom 
Finanzminiſter eingebracht worden. Eine neue Anleihe wird beab⸗ 
ſichtigt. Nach Buchareſt, Serbien und Montenegro find Geheim- 
boten abgegangen. Eine ausgedehnte Propaganda arbeitet, die 
türkiſchen Grenzprovinzen zu revolutioniren. 

Mexiko. Belgiſche Blätter veröffentlichen die Proklama⸗ 
tion, datirt Orizaba, 6. Dezember, durch welche Maximilian der 
belgiſchen Legion ihre Auflöſung anzeigt. Kalſer Max verſichert 
derſelben, die Erinnerung an ihre Dienſte würde ewig in ſeinem 
Herzen eingegraben ſein und ihre glänzenden Waffenthaten würden 
die Kriegsannalen Belgiens aufs Schönſte bereichern. Da indeß 
feine Regierung beſchloſſen habe, hinfort nur eine nationale Armee 
zu haben, ſo müßte die Legion aufgelöſt werden, ihre Soldaten 
würden ſomit des Eides, ihm ſechs Jahre zu dienen, entbunden, 
und es flände ihnen die Wahl fret, in ihr Vaterland zurückzu⸗ 
kehren oder in die mexikaniſche Armee einzutreten. Im letzteren 
Falle würden fie vom Sergeanten bis zum Oberſtlieutenant auf- 
wärts einen Grad hinaufrücken, würden naturalifirt und müßten 
natürlich ſich den Gebräuchen der mextkaniſchen Armee fügen. Nach 
Ablauf ihrer Dienſtzeit erhielten fie, jeder nach Maßgabe ſeines 
Grades, Landſchenkungen. Wer dagegen nach ſeiner Helmath zu⸗ 
rückkehren wolle, ſolle auf Koſten der Regierung befördert werden 
und obendrein eine Gratiſikatton erhalten. Invaliden endlich wür⸗ 
den anſtändige Belohnungen zugeſichert werden und dle Regierung 
werde ſich mit Maßregeln beſchäftigen, um ihnen Kompenſationen 
zu gewähren. Wie weit Maximiklan dieſe den fremden Söldnern 
gemachten Verſprechungen halten kann, ſteht dahin. 


Pommern. 

Stettin, 11. Februar. Geſtern Mittag hatte der Herr 
Oberbürgermeiſter die hieſigen Wahlvorſteher zu einer Beſprechung 
bezüglich der morgenden Wahlen im Rathhauſe verſammelt. — 
Im Laufe des heutigen Tages erfolgte die Aufſtellung der Wahl⸗ 
urnen in den einzelnen Wahllokalen. 

— Ein hieſiger Kaufmann hatte bereits ſelt Weihnachten die 
Entdeckung gemacht, daß der auf dem Boden feines Speichers la⸗ 
gernde Stangenzinn wiederholt beſtohlen wurde; das Manko betrug 
ca. 50 Pfd. im Werthe von 20 bis 22 Thlr. Fortgeſetzte Beob- 
achtungen führten nun vor einigen Tagen zu dem Reſultate, daß 


wel auf dem Lagerboden beſchäftigte Boöttcherlehrlinge in dem 
Augenblick abgefaßt wurden, als ſie eben im Begriff waren, Zinn 
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aus einer Kiſte zu ſtehlen. Beide haben die wiederholte Verübung 
früherer ähnlicher Diebſtähle, ſowie den Verkauf des geſtohlenen 
Zinns an einen Handelsmann in Bollinchen zugeſtanden. 

— Wie wir hören, haben die hleſigen Handlungelehrlinge 
in einer geſtern Abend abgehaltenen Verſammlung dle Bildung eines 
ſelbſtſtändigen Vereins beſchloſſen, in dem wiſſenſchaftliche Vorträge 
gehalten werden ſollen. 

— Bei der Aufnahme der diesjährigen Stammrollen ſollen 
bisher noch viele junge Leute — in Abweſenheit derſelben deren 
Angehörige, Vormünder ꝛc. — die erforderliche Anmeldung unter- 
laſſen haben. Im Intereſſe der Betheiligten und um Strafen und 
größere Unannehmlichkeiten zu verhüten, if es rathſam, das Ver⸗ 
ſäumte noch ſpäteſtens in dieſen Tagen nachzuholen. 

— In der verfloſſenen Nacht bemerkte der Wächter auf dem 
Jakobl⸗Kirchhofe zwei Männer, welche vor dem Eingange zur Kirche 
an der Thurmſeite ein Loch gruben, indeſſen die Flucht ergriffen, 
als der Wächter näher kam und an der betreffenden Stelle ein 
ſogen. Viſitireiſen zurückließen. In dem Loche hat ſich bei dem⸗ 
nächſtiger Unterſuchung nichts Verdächtiges vorgefunden. 

— Der Gerichts⸗Aſſeſſor Erdmann bei dem Kreisgerichte in 
Neuſtettin iſt zum Kreisrichter mit der Funktion als Gerichts-Kom⸗ 
miſſartus in Ratzebuhr ernannt. 

Stargard, 10. Februar. Die Steuerbehörde ſoll vor 
einigen Tagen einer ſchon längere Zeit hindurch betriebenen De- 
fraudation an Mehl auf die Spur gekommen ſein und hat zur 
weiteren Ermittelung der Theilnehmer die Polizei⸗Behörde hier in 
Anſpruch genommen. 

++ Pyritz, 9. Februar. Anfangs Januar d. I. brannte 
die Windmühle in Clemmen und vor acht Tagen die in Frledrichs⸗ 
thal ab. Der Brandſtiſtung höͤchſt verdächtig iſt ein Müllergeſelle, 
welcher am Tage des Brandes in Frledrichsthal kurze Zeit vor 
Ausbruch des Feuers ſich auf der Mühle befunden hatte, weshalb 
feine gerichtliche Verhaftung erfolgt if. — Geſtern wurde eine 
Perſönlichkeit aus Stargard, welche die hieſige Gegend bereifte und 
für den Gutsbeſitzer Mühlenbeck⸗Wachlin Stimmen ſammeln, reſp. 
die Einwohner zur Wahl für dieſen Herrn animiren wollte, von 
einem Schulzen des diesjeitigen Kreiſes verhaftet und per Trans- 
port dem hieſigen Rentamte zugeſandt. 


Neueſte Nachrichten. 

Hamburg, 9. Februar. Heute Morgen farb hier nach 
kurzer Krankheit der langjährige Leiter des bekannten Inſtituts der 
„Hamburger Börſenhalle“, Herr Julius Meinhold. 

Kaſſel, 9. Februar. (Privatdepeſche der „Poſt“.) Heute 
morgen 11 Uhr langte von Fulda die telegraphiſche Nachricht hier⸗ 
her, daß in verwichener Nacht ein wolkenbruchähnlicher warmer 
Regen den mehrere Fuß hohen Schner der Rhön und anderer Ge- 
birge plötzlich flüſſig gemacht und die Waſſermaſſen dem Fuldabett 
zuſtrömten. Nachmittagsbericht lautete, das Waſſer ſei höher als 
in 1841 (jemals höchſter Stand) und von Hersfeld traf Bericht 
ein, Waſſer im Anzug und fortwährend im Steigen. An den 
Bauten der Fulda-Berliner Bahn viel Schaden angerichtet. Das 
Lahngebiet ſcheint ähnlich heimgeſucht, da der Verkehr gehemmt tft. 
Wien, 10. Februar, Vormittage. Wie die „Neue Frele 
Preſſe“ wiſſen will, fol Staatsrath von Halbhuber zum Miniſter 
des Innern deſignirt ſein. 

Paris, 10. Februar, Morgens. Der „Moniteur” ver- 
Öffentlicht ein Dekret, durch welches die Einfuhr und der Tranſit 
von Hausthieren entlang der geſammten nördlichen Grenze von 
Dünkirchen bis zum Rhein wegen der in Belgien ausgebrochenen 
Rinderpeſt unterſagt wird. 

Florenz, 9. Februar, Abends. Die Kirchengüter ⸗Hom⸗ 
miſſion hat den Abgeordneten Erispi zum Berichterſtatter für das 
Plenum ernannt mit der Ermächtigung, dem Hauſe Ablehnung des 
Selalojaſchen Projekts zu empfehlen. Bezüglich des politiſchen Thel⸗ 
les des Geſetzentwurfes lehnte es die Kommiſſion einſtimmig, be- 
züglich des finanziellen Theiles mit 5 gegen 4 Stimmen ab, einen 
Gegenentwurf aufzuſtellen. 

London, 9. Februar, Nachm. Die „Aſla“ hat folgende 
Nachrichten aus Newyork vom 31. v. Mis. überbracht: Präſident 
Johnſon hat gegen die Bills, welche Nebraska und Colorado als 
Staaten anerkennen, ſein Veto eingelegt. Der Unions-Geſandte in 
Wien, Motley, hat feinen Abſchled genommen. 

Aus Veracruz vom 24. Dezember v. J. wird gemeldet, daß 
der Juariſtiſche Befehls haben in Mazatlan den dortigen amerikaniſchen 
Konſul Carman hatte hinrichten laſſen, well derſelbe beſchuldigt 
wurde, zwei Mexikaner getödtet zu haben. Der Kommandeur eines 
Unions⸗Kanonenbootes forderte Genugthung und bombardirte, weil 
dieſelbe verweigert wurde, die Stadt. 

London, 8. Februar. Getreldemarkt (Schlußbericht). Für 
engliſchen Weizen beſſere Nachfrage als letzten Montag; fremder 
zu höͤchſten Montagspreifen feſt gehalten. Frühjahrsgetrelde ruhig. 
— Wetter trübe. 

London, 10. Februar, Vorm. Aus Newport wird vom 
7. Morgens gemeldet: Das Rekonſtruktions⸗Comité hat im Reprä⸗ 
ſentantenhauſe über die Bill Bericht erſtattet, laut welcher die an 
der Inſurrektion bethelligt geweſenen Staaten in fünf Militair- 
Diſtrikte eingetheilt und der Verwaltung von Gouverneurs unter- 
ſtellt werden ſollen. 

Konſtantinopel, 9. Februar. Die Thronrede der Kö⸗ 
nigin von Großbritannien wird hier allgemein mit Vertrauen auf- 
genommen. Die Kourſe der türkiſchen Staatspapiere haben ſich ge⸗ 
boben. Die Meldung, daß auf der Inſel Chios Unruhen ſtattge⸗ 
funden, beſtäligt ſich nicht. 5 

Das türkiſche Journal „Havandis“ erklärt: Nicht der Weſten 
Europas, ſondern die Türkei ſelbſt werde aus eigener Initiative dle 
orientallſche Frage zur Löſung bringen, und zwar durch Emanzl⸗ 
pirung der Chriſten, durch Herſtellung eines guten Einvernehmens 
mit den Muſelmanen und durch Einberufung einer National-Ber- 
ſammlung. 

Bukareſt, 9. Februar. Der Miniſter des Auswärtigen, 
Stirbey, iſt in außerordentlicher Miſſton nach Wien gereift, 

Fürſt Karl und deſſen Bruder, der Prinz Friedrich von Hohen 
zollern, treffen übermorgen in QBufaref ein. . 


Telegr. Depeſche der Stettiner Zeitung. 

Berl „11. Februar. Es wird verſichert, Preußen werde 
Dresden erſt räumen, nachdem ſein Dislofations Recht über alle 
Bundes⸗Truppen zur zwelfelloſen unbedingten Geltung gelangt iſt. 


Vermiſchtes. 

— Auf dem letzten Oper⸗Maskenballe in Wien ereignelt 
ſich, nach dortigen Blättern folgender Vorfall, der der Hauptſtadt 
viel zu reden giebt. Ein ſchwarzer Domino verfolgte mehrere 
Stunden ein Paar Masken, die ſich feiner Zudringlichkelt kaum 
erwehren konnten. Die Verfolgten waren der Sache endlich müde 
und entſchloſſen ſich, den Ball zu verlaſſen. Aber auch draußen 
war ihnen der Domino auf der Ferſe. Derſelbe ſprang auf den 
Kavaller zu, dem er ein Fläſchchen mit ätzender Flüſſigkelt in das 
Geſicht ſchleuderte. Der Getroffene ſchrie laut auf, und feine 
Dame fiel in Ohnmacht. Pollzeiagenten bemächtigten ſich dei 
Domino, deſſen Maske man abriß. Wie erſtaunt war man aber, 
als man in dem Domino eine der vornehmſten Damen aus Wien 
erkannte, die einige Tage früher auf gerichtlichem Wege von ihrem 
Manne geſchleden worden und an dem fie ſich jetzt rächen wollte, 
Der junge Mann iſt furchtbar entſtellt und hat eln Auge ver’ 
loren; die zärtliche Gemahlin aber hat auch ihren Lohn davon, 
denn in ihrer Haft hat fie fi ihren Vorderarm fo verletzt, daß 
die Aerzte eine Amputation für nöthig halten. 

— Eine originelle Wählerverſammlung fand, wie die „Pr.“ 
meldet, jüngſt in Prag ſtatt. Ein Redner, welcher den vom 
Tſchechlſchen Wahlkomits für die Joſephſladt vorgeſchlagenen Kan 
didaten B. empfahl, ſchloß feine Rede mlt folgenden Worten! 
„Doch wozu die Worte? Hier nehme ein Jeder eine weiße Kugel 
(Herr B. hatte dieſelben beſonders anfertigen laſſen) und einen — 
Neukreuzer; wer für Herrn B. iſt, lege die Kugel, und wer nich 
für ihn iſt, lege den Neukreuzer in meinen Hut.“ Sämmtliche 
Wähler legten nun die Kugeln in den Hut und die Neukreuzer 
behielten fiel Der Hut wurde alsdann auf die Tafel geſtellt, mit 
einer Zeitungsnummer der „Politik“ zugedeckt, Herr B. in den 
Saal gerufen und im Triumphe zu dem Hut geführt, Die Wähler 
wurden bierauf in der herzlichſten Weiſe entlaſſen — bereichert 
um den bewußten Nebenkreuzer. 


Literariſches. 1 
Hirth's Parlaments-Almanach, Februar 1867. Unter dieſem 
Titel iſt ein kleines Buch erſchlenen, das über alle bis Ende 
Januar 1867 bekannt gewordenen Kandidaten zum norddeutſchen 
Reichstage kurze Angaben über ihr Alter, Lebensſtellung, politiſche 
Richtung und bisherige Wirkſamkeit bringt. Außerdem enthält 
daſſelbe eine Ueberſicht der Wahlkreiſe nebſt den für jeden Kreis 
aufgeſtellten Kandidaten, die deutſche Reichs verfaſſung von 1849, 
den preußiſchen Verfaſſungs-Entwurf vom 14. Juni 1866, das 
preußiſche Reichswahlgeſetz vom 15. Oktober 1866 und das preu⸗ 
ßiſche Wahlreglement; kurz es enthält alle den Wählern wünſchens⸗ 

werthen Angaben, ſoweit ſich dieſe in einem ſo kleine Buche brin⸗ 

gen laſſen. 
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